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Berlin, den 3. M ärz 1958

E s erscheint H err N. N., je tz t w ohnhaft in Berlin- 
Charlottenburg-, und e rk lä rt:
Ich w ar vom 16. 11. 1953 bis Ende 1957 H auptreferen t 
in  der G nadenabteilung der P räsidialkanzlei des sow jet­
zonalen „S taatspräsiden ten“. Mein Ausscheiden aus die­
ser T ätigkeit beruht auf folgendem Vorgang:
D er G roßbauer W erner Nickel aus Schönhagen, Krs. 
K yritz, den ich se it längerer Zeit kannte, w ar verhafte t 
worden, weil er den K indern des rech tsk räftig  verur­
te ilten  ehemaligen B ürgerm eisters Müller, der vor 
S tra fa n tr itt  die A bsicht geäußert hatte , nach dem 
W esten flüchten zu wollen, etw as Geld und B u tter ge­
geben hatte . Diese den Kindern gew ährte U nter­
stü tzung  w urde von den sowjetzonalen S trafverfol­
gungsorganen als B egünstigung des M üller aufgefaßt, 
und Nickel w urde zu 5 M onaten Gefängnis verurteilt. 
Der M itangeklagte P laetke erhielt 7 M onate Gefängnis. 
A uf die von den A ngeklagten eingelegte Berufung 
w urde das U rteil aufgehoben und die Sache zu r noch­
m aligen V erhandlung und Entscheidung zurückverwie­
sen. In  dieser erneuten H auptverhandlung erhielt 
Nickel 3 Monate, P laetke 5 M onate Gefängnis. Beide 
V erurteilten w urden aus der H aft entlassen. Nickel 
h a tte  noch einen S tra fre s t von 3 Wochen.
E inige Zeit spä ter w andte sich Nickel schriftlich an 
mich und te ilte m ir mit, daß er nun auch noch den 
S tra fre st verbüßen sollte. Ich gab ihm  den Rat, zu­
nächst einmal S trafaufschub und dann bedingte S tra f­
aussetzung nach § 346 StPO zu beantragen. W egen die­
ses R atschlags und weil ich mich in meinem U rlaub im 
Juli 1957 einmal in dieser Sache m it dem zuständigen 
B ezirksstaatsanw alt M aaß in  Potsdam  in Verbindung 
gesetzt hatte , w urde ich am  20. 12. 1957 m it W irkung 
vom 1. 1. 1958 zwangsweise beurlaubt und dann am
14. 2. 1958 m it dem aus der A nlage ersichtlichen Schrei­
ben gekündigt. Diese Kündigung s teh t in k larem  
W iderspruch zu r sowjetzonalen D isziplinarordnung. 
Meine entsprechenden Hinweise blieben aber vergeb­
lich. Meine Bemühungen, anderweit E instellung zu fin­
den, ha tten  gleichfalls keinen Erfolg.
D er eigentliche Grund zu dem V erfahren gegen W erner 
Nickel w ar zweifellos der, daß m an den Hof des Nickel 
in die LPG einbringen wollte, w as inzwischen über eine 
Zw angsverpachtung geschehen ist.
Ich versichere, daß meine vorstehenden Aussagen in 
allen P unkten der W ahrheit entsprechen und bin be­
reit, diese erforderlichenfalls vor einem Gericht zu be­
eiden.

v. g. u. 
gez. U nterschrift
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D er P räsident 
der Deutschen D em okratischen Republik 

Präsidialkanzlei 
— K aderabteilung —

Berlin-Niederschönhausen
O ssietzkystraße
den 14. 2. 1958

H errn
N .N .
Eichwalde

H ierm it kündigen w ir Ihnen das zwischen uns be­
stehende A rbeitsverhältnis fristgem äß zum 15. M ärz 
1958.

Die Kündigung erfo lg t im Zuge der durchgeführten 
S truk turveränderung  und der dam it verbundenen not­
wendigen E insparungsm aßnahm en.
Bei der Auswahl der zu kündigenden M itarbeiter w ar 
bei Ihnen ausschlaggebend, daß Sie es n icht verstanden 
haben, besondere W ünsche eines Ihnen bekannten 
Beschwerdeführers m it der notwendigen V erantw or­
tung  und entsprechend Ih re r Stellung innerhalb der 
Dienststelle des P räsidenten  der D eutschen D em okra­
tischen Republik zu behandeln.
Die M öglichkeit der Zuweisung eines gleichartigen 
A rbeitsplatzes innerhalb der D ienststelle des P räsiden­
ten  ist nicht gegeben.
Die Zustim m ung der BGL zur Kündigung Ihres 
A rbeitsrechtsverhältnisses liegt vor.
Um Zustim m ung der A bteilung A rbeit und B erufsaus­
bildung ist nachgesucht worden.

gez. U nterschrift gez. Ehlke
BGL K aderleiter

*
W eil sie sich weigerte, ihre nach dem W esten geflüch­
teten  volljährigen Söhne zur Rückkehr in die Sow jet­
zone aufzufordern, wurde eine Verwaltungsangestellte 
fristlos entlassen.
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Berlin, den 18. M ärz 1958
E s erscheint die 
V erw altungsangestellte N. N.,
je tz t w ohnhaft in Berlin-M arienfelde, und erk lärt:
Von 1953 an  w ar ich beim R a t der Gemeinde Loders­
ieben im  K reis Q uerfurt, zuletzt als ste llvertre tender 
S tandesbeam ter und V erw alter der K artenstelle tä tig . 
Ich habe 2 Söhne, der eine is t 1931, der andere 1935 ge­
boren. Der älteste is t Schuhm acherm eister, der jüngere 
M üllergeselle. Der ältere is t 1955, der zweite 1956 nach 
W estdeutschland geflüchtet, dam it sie n icht in die KVP 
einzutreten brauchten.
Anläßlich der A usfüllung eines Fragebogens m ußte 
ich auch angeben, wo meine Söhne wohnen. So bekam  
meine D ienststelle zu erfahren, daß meine Söhne nach 
W estdeutschland gegangen sind. Am 16. 1. 1958 w urde 
ich zu einer Sitzung des Gem einderates gerufen, an der 
auch der SED -Parteisekretär des R ates des Kreises, 
R e h m a n n , teilnahm . Ich wurde in  der Sitzung au f­
gefordert, meine Söhne sofort in die Sowjetzone zu­
rückzuholen. Besonders hervorgetan h a t sich dabei der 
G em eindevertreter S c h l u b a r t ,  S ek retä r des K reis­
gerichts Q uerfurt. Ich lehnte diese A ufforderung ab. 
Die Folge w ar meine fristlose Entlassung. Vom ent­
sprechenden Schreiben wird Fotokopie überreicht.
Ich versichere, daß meine vorstehenden A ussagen in 
allen P unkten  der W ahrheit entsprechen und bin bereit, 
diese erforderlichenfalls vor einem G ericht zu beeiden.

v. g. u. 
gez. U nterschrift
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R at
der Gemeinde Lodersieben Lodersieben, den 16.1.1958

F ra u
N .N .
Lodersieben
B etr.: Kündigung Ihres A rbeitsverhältnisses
H ierm it w ird das zwischen Ihnen und dem R at der Ge­
meinde Lodersieben bestehende A rbeitsverhältnis m it 
W irkung vom 31. Ja n u a r 1958 gelöst.
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